M e r k b l a t t

zur Bildung von Wohnungs- und Teileigentum


Ein bestehendes Haus, das mehr als eine Wohnung enthält oder ein Mehrfamilienhaus, das noch gebaut werden soll, kann in Wohnungseigentumseinheiten aufgeteilt werden.

Der dies planende Haus- oder Grundstückseigentümer steht häufig vor der Frage, welche Schritte er unternehmen muss, um eine rechtliche Aufteilung des Hauses in einzelne Wohneinheiten herbeizuführen.

Tatsächliche Voraussetzungen für die Bildung von Wohnungseigentum

Die Aufteilung eines Hauses in einzelne Eigentumswohnungen (technisch: Wohnungseigentum) setzt zunächst voraus, dass die einzelnen Wohnungen in sich abgeschlossen, d. h. baulich von fremden Wohnungen getrennt, und einen eigenen Zugang unmittelbar zum Freien oder zu einem Treppenhaus haben. Ferner muss eine Wohnung, die in eine Eigentumswohnung umgewandelt werden soll, eine Kochgelegenheit, einen Wasseranschluss sowie Sanitäranlagen aufweisen.

Pläne und Bescheinigungen

Für das aufzuteilende Haus ist ein so genannter Aufteilungsplan zu erstellen. In ihm müssen enthalten sein:

· die Geschossgrundrisse einschließlich des Keller- und Dachgeschosses

· die Vorder- und Rückansicht des Hauses

· und dessen Querschnitt

Dabei können - sofern keine baulichen Änderungen erfolgt sind - die ursprünglich beim Bau des Hauses erstellten Pläne verwandt werden. Andernfalls müssten die Pläne neu erstellt, gegebenenfalls die alten entsprechend berichtigt werden.

Die einzelnen Wohnungseigentumseinheiten (Eigentumswohnungen) sind zweckmäßig im Plan als Ganzes farbig einzugrenzen.

Alle zu demselben Wohnungseigentum gehörenden Einzelräume sind mit der jeweils gleichen Nummer zu kennzeichnen. Dies gilt auch für den zu einer Einheit gehörenden Keller - oder gegebenenfalls Dachbodenraum.

Hat das aufzuteilende Haus auch Garagen – im Haus oder angrenzend auf dem Hausgrundstück -, so können diese - wie die Kellerräume - einer bestimmten Wohnung zugeordnet werden. Die jeweilige Garage ist dann mit der gleichen Nummer wie die Wohnung zu versehen und mit der gleichen Farbtönung zu umranden.

Möglich ist jedoch auch, für eine Garage ein gesondertes selbstständiges Teileigentum zu bilden (von Teileigentum spricht man bei in sich abgeschlossenen und rechtlich selbstständigen Räumen, die nicht Wohnzwecken dienen).

In diesem Falle würde eine solche Garage im Plan eine eigene Nummer erhalten und wäre besonders farbig einzugrenzen. Sie kann wegen ihrer rechtlichen Selbstständigkeit unabhängig von einer Wohnung veräußert werden.

Die nichts zu einem Wohnungseigentum oder Teileigentum gehörenden gemeinschaftlichen Räume (Treppenhaus, Wasch- und Trockenraum usw.) oder Grundstücksteile (Sportplatz, Garten) brauchen im Aufteilungsplan nicht gesondert markiert oder mit einer Nummer versehen werden.

Der Aufteilungsplan - der zweifach benötigt wird - ist von der zuständigen Baubehörde mit Stempel und Unterschrift zu versehen.

Ferner muss in einer besonderen Bescheinigung von der Baubehörde erklärt werden, dass die einzelnen Wohnungseigentumseinheiten und/oder Teileigentumseinheiten in sich abgeschlossen sind. Diese Erklärung wird bei einzelnen Städten und Gemeinden auch so abgegeben, dass die Baubehörde einen entsprechenden Stempel nebst Siegel auf den Aufteilungsplan setzt und dieser vom zuständigen Beamten unterzeichnet wird.

Schließlich ist noch ein unbeglaubigter Lageplan, zweifach, beizufügen, aus dem die Lage des Gebäudes auf dem Grundstück ersichtlich sein muss und der beim Katasteramt erhältlich ist.

Aufteilung des Hausgrundstücks in Miteigentumsbruchteile

Zur Bildung von Wohnungseigentum oder Teileigentum ist ferner erforderlich, dass das Grundstück, auf dem sich das aufzuteilende Haus befindet, in Miteigentumsbruchteile aufgegliedert wird. Dies folgt daraus, dass rechtlich eine Wohnungs- oder Teileigentumseinheit immer mit einem Miteigentumsurteil am gemeinschaftlichen Eigentum verbunden sein muss. Für die Aufgliederung des Grundstücks in Miteigentumsanteile ist üblich, bei reinen Wohnbauten die Quadratmeter-Wohnfläche oder aber den Kubikmeter umgebauten Raum als Bezugsgröße zu nehmen. Nur bei Wohnungen, die besondere bauliche Vorzüge aufweisen, sollte dieser Vorzug auch in einer entsprechenden Erhöhung des Miteigentumsbruchteils zum Ausdruck kommen. Werden Garagen Bestandteil der Wohnungen, so dass sie in der Wertigkeit des Bruchteils auszudrücken sind, müsste ein entsprechender Schlüssel gefunden werden, da natürlich die Quadratmetergaragenfläche nicht der Quadratmeterwohnfläche wertmäßig gleichzustellen ist.

Die Garagen, die für sich Eigentum werden sollen, erhalten einen besonderen Bruchteil. In Miteigentumsbruchteile werden üblicherweise von einem Architekten ausgerechnet, der auch die Zusammenstellung des Aufteilungsplanes besorgt und bei der zuständigen Baubehörde die oben erwähnten Stempel und Bescheinigungen einholt.

Aufteilung des Hauses durch die sogenannte Teilungserklärung

Liegen Aufteilungsplan und Bruchteilsberechnung vor, so kann der Eigentümer die eigentliche Teilungserklärung gegenüber dem Grundbuchamt abgeben. Sie wird vom Notar/von der Notarin  auf der Grundlage der vorbezeichneten Unterlagen entworfen und muss in öffentlich (notariell) beglaubigter Form abgegeben werden. Sie enthält die Bezeichnung der einzelnen Wohnungs- und Teileigentume und die zu ihnen jeweils gehörenden Miteigentumsbruchteile.

Durch diese Erklärung und ihre Eintragung im Grundbuch wird bewirkt, dass die einzelnen Wohnungseigentumseinheiten bzw. Teileigentumseinheiten rechtlich verselbstständigt und damit einzeln veräußerbar oder belastbar werden.

Wohnungseigentumsordnung

Der Teilungserklärung wird zweckmäßigerweise auch eine Wohnungseigentumsordnung beigefügt, die ebenfalls vom Notar/von der Notarin entworfen wird.

Dieser Ordnung enthält:

· die begriffliche Abgrenzung vom gemeinschaftlichen Eigentum und Wohnungs- bzw. Teileigentum,

· die für das Haus abzuschließenden Versicherungen,

· die Rechtsfolgen bei teilweiser Zerstörung,

· die einzelnen Pflichten und Rechte der Wohnungseigentümer,

· Bestimmungen über die Person des Verwalters (die auch eine Gesellschaft sein kann),

· Bestimmungen über die monatliche Umlage der Bewirtschaftungskosten, deren Aufgliederung, im besonderen auch über die Ermittlung der Heiz- und Warmwasserkostenumlage,

· gegebenenfalls Bestimmungen über die Bestellung eines Verwaltungsbeirates (bei großen Objekten) zur Unterstützung und Kontrolle des Verwalters.

Mit dem in der Wohnungseigentumsordnung bestellten Verwalter wäre ein Verwaltervertrag zwischen dem Eigentümer und ihm abzuschließen. In diesen Vertrag hätten dann bei Abschluss der einzelnen Kaufverträge die Käufer einzutreten.

Sondernutzungsrechte

Wie Wohnungseigentumsordnung kann auch die Einräumung von sogenannten Sondernutzungsrechten am gemeinschaftlichen Eigentum zu Gunsten bestimmter Eigentümer enthalten.

So kann etwa als Sondernutzungsrecht das Recht zu alleinigen Nutzung eines Gartens (der grundsätzlich gemeinschaftliches Eigentum ist) z. B. dem Eigentümer der Erdgeschosswohnung eingeräumt werden. Dies hat zur Folge, dass nur dieser Sondernutzungsberechtigte den Garten benutzen darf, alle anderen Wohnungs- oder Teileigentümer damit von der Gartennutzung ausschließt. Gleiches kann vereinbart werden für einen im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Dachboden oder etwa einen Hobbyraum.

Wird die Wohnungseigentumsordnung mit der Teilungserklärung verbunden und mit ihr im Grundbuch eingetragen, so gehört die Wohnungseigentumsordnung zum Inhalt eines jeden Wohnungs- oder Teileigentum, d. h. die Eigentumsordnung gilt – ohne besondere Vereinbarung - gegenüber jedem Käufer einer entsprechenden Wohnung. Gleiches gilt für die vorerwähnten Sondernutzungsrechte, sofern sie im Grundbuch eingetragen sind.

Tätigkeit des Grundbuchamtes

Die notariell beglaubigte Teilungserklärung reicht der Notar/die Notarin mit einem Aufteilungsplan und der Abgeschlossenheitsbescheinigung an das Grundbuchamt weiter. Der zweite Aufteilungsplan verbleibt in den Akten des Notars/der Notarin.

Das Grundbuchamt legt nunmehr für jedes Wohnungseigentum und jedes Teileigentum ein gesondertes Grundbuchblatt mit gesonderter Blattnummer an. Mit der Eintragung sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentumseinheiten rechtlich verselbstständigt.

Auf dem (ungeteilten) Hausgrundstück ruhende Belastungen (Grundschulden, Hypotheken) oder Beschränkungen (etwa Wegerechte) setzten sich ohne besondere Erklärungen an den einzelnen Wohnungs- und Teileigentumseinheiten fort und werden entsprechend in die neu angelegten Grundbuchblätter eingetragen.

Teilungserklärung vor Bau eines Hauses

Die vorstehenden Erläuterungen gelten auch für den Fall, dass ein Gebäude von vornherein als Wohnungseigentumskomplex geplant ist. In diesem Fall kann auf der Basis der Baupläne und der Abgeschlossenheitsbescheinigung der Baubehörde bereits vor Errichtung des Gebäudes dieses in Wohnungs- und Teileigentumseinheiten aufgeteilt (die so genannte Vorratsteilung) und die Aufteilung unter entsprechender Anlegung einzelner Grundbuchblätter im Grundbuch eingetragen werden.

